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149. Kundmachung: Annahme des Europäischen Abkommens über Staatenimmunität durch die Nieder-
lande sowie Inkrafttreten des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen
über Staatenimmunität

150. Abkommen betreffend die Revision des Abkommens zwischen der Europäischen Weltraumorgani-
sation und der Republik Österreich
(NR: GP XVI RV 299 AB 424 S. 66. BR: AB 2904 S. 454.)

149. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
16. April 1985 betreffend die Annahme des
Europäischen Abkommens über Staatenim-
munität vom 16. Mai 1972 durch die Nieder-
lande sowie das Inkrafttreten des Zusatzproto-
kolls zum Europäischen Übereinkommen über

Staatenimmunität

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates haben die Niederlande am 21. Feber 1985
ihre Annahmeerklärung zum Europäischen Über-
einkommen über Staatenimmunität (BGBl.
Nr. 432/1976, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 462/1982) hinterlegt.

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Arti-
kel 36 Absatz 3 für die Niederlande am 22. Mai
1985 in Kraft.

Anläßlich der Hinterlegung der Annahmeur-
kunde hat der ständige Vertreter der Niederlande
beim Europarat nachstehende Erklärung und Mit-
teilung abgegeben:

„Ich habe die Ehre, namens des Königreiches der
Niederlande unter Bezugnahme auf den Artikel 24
des Übereinkommens zu erklären, daß seine
Gerichte über die Fälle der Artikel 1 bis 13 hinaus
in Verfahren gegen einen anderen Vertragsstaat in
demselben Ausmaße wie in Verfahren gegen Nicht-
vertragsstaaten entscheiden können."

Das Bezirksgericht („Arrondissementsrecht-
bank") von Den Haag wurde gemäß Artikel 21
Absatz 1 der Konvention zum zuständigen Gericht
bestimmt.

Nach weiterer Mitteilung des Generalsekretärs
des Europarates tritt das Zusatzprotokoll zum
Europäischen Übereinkommen über Staaten-
immunität (BGBl. Nr. 432/1976) am 22. Mai 1985
für Österreich in Kraft. Folgende weitere Staaten
haben dieses Zusatzprotokoll ratifiziert bzw. ange-
nommen: Belgien, Niederlande, Schweiz und
Zypern.

Sinowatz

150.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN BETREF-
FEND DIE REVISION DES
ABKOMMENS ZWISCHEN
DER EUROPÄISCHEN
WELTRAUMORGANISA-

TION UND DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH VOM

17. OKTOBER 1979 *)

Die Europäische Weltraumor-
ganisation und die Republik
Österreich sind wie folgt überein-
gekommen:

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 93/1981
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Artikel I

1. Bei Artikel IV wird ein neuer
Absatz 4 nach dem bestehenden
Absatz 3 des Artikels TV einge-
fügt:

„(4) Der Rat, oder jedes vom
Rat ordnungsgemäß bevollmäch-
tigte nachgeordnete Gremium hat
nach dem Übereinkommen der
Organisation die Vollmacht, alle
notwendigen Entscheidungen
hinsichtlich der Festlegung,
Durchführung und Abänderung
eines Programms zu treffen,
wobei den Zwecken der Organi-
sation und den Zielen des jeweili-
gen Programms entsprechend
Rechnung zu tragen ist. Diese
Entscheidungen werden von den
im Rat oder in dem vorbezeich-
neten nachgeordneten Gremium
vereinigten Programmteilneh-
mern getroffen, nachdem vor
allem die wissenschaftlich-techni-
schen und wirtschaftlichen
Aspekte geprüft worden sind."

2. Der derzeitige Absatz (4)
von Artikel IV wird in Absatz (5)
von Artikel IV umbenannt.

Artikel II

Dieses Abkommen tritt am
ersten Tag des dritten Monats
nach dem Monat in Kraft, an
dem die Vertragsparteien einan-
der mitteilen, daß die für das
Inkrafttreten jeweils erforderli-
chen Voraussetzungen erfüllt
sind.

Geschehen zu Paris, am
12. April 1984, in zwei Urschrif-
ten in deutscher, englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
authentisch ist.

Für die Europäische Weltraum-
organisation:

Erik Quistgaard m. p.

Für die Republik Österreich:
Georg Lennkh m. p.

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Artikel II vorgesehenen Mitteilung wurde vom Bundespräsiden-
ten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel II
für Österreich am 1. Mai 1985 in Kraft.

Sinowatz


